




Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 

1. 

Wichtiger Hinweis: 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im 
Rahmen Ihrer Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist 
es, der Gemeinde die notwendigen Informationen für ein sachgerechtes und optimales Planungsergeb­
nis zu verschaffen . Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen sind anzugeben, damit 
die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der Gemeinde. 

Gemeinde 
Oberostendorf, Lkr. Ostallgäu 

D Flächennutzungsplan D mit Grünordnungsplan integriert 

[gJ Bebauu ngsplan 

für das Gebiet 

"Gemeinbedarfszone Nord mit Bauhof, Feuerwehr und Sportanlagen im Orts-
teil Oberostendorf" 

[gJ mit Umweltbericht 

dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs 

D Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

D Sonstige Satzung 

[gJ Frist für die Stellungnahme 13.10.2023 (§ 4 BauGB) 

D Frist: 1 Monat (§ 2 Abs . 4 BauGB) 

D ja D nein 

2. Träger öffentlicher Belange 

Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstraße 11, 87616 Marktoberdorf 
- Untere Naturschutzbehörde -

Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (Mit Anschrift und Tel. Nr.) 
Landratsamt Ostallgäu, Untere Naturschutzbehörde, 

2.1 Keine Äußerung. 

2.2 D Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB 
auslösen. 

2.3 D Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit Angabe 
des Sachstandes. 

2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der 
Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen). 

Einwendungen 

Die Gemeinde muss die Durchführung von Darstellungen oder Festsetzungen nach §1 a Abs .3 Satz 
2 BauGB (Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen) überwachen. Die Gemeinde nutzt dabei die im Um­
weltbericht enthaltenen Beschreibungen der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erhebli­
chen Auswirkungen. Der einen gesonderten Teil der Begründung des Bebauungsplanes bildende 
Umweltbericht gem. § 2a Satz 3 BauGB i.V.m. Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe b muss deshalb die zur 
Überwachung der erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen notwendige Angaben enthal­
ten. Kommt die Gemeinde ihren gesetzlichen Verpflichtungen nicht nach, kommen kommunalauf­
sichtliche Maßnahmen in Betracht. 

Im Umweltbericht, Punkt 11 .6 Maßnahmen zur Überwachung .. . . steht lediglich: ... Abschließend 
sollte spätestens 3 Jahre, nachdem der Bebauungsplan rechtskräftig wurde, eine Kontrolle bezüglich 
der Umsetzung der festgelegten Ausgleichs-/Kompensationsmaßnahmen erfolgen. Zudem sollten in 
geeigneten zeitlichen Abständen die Entwicklungsziele der Ausgleichsflächen kontrolliert werden. 



2.5 

Dieser Passus ist vollkommen ungenügend und ist deshalb zu überarbeiten. Die Umsetzung der 
Ausgleichsmaßnahmen benötigt fachliche Kontrolle. Deshalb ist ein Monitoringprogramm insbeson­
dere für die Herstellung der hochwertigen Biotoptypen für den Zeitraum von 25 Jahren (Herstellung­
und Entwicklungspflege) verbindlich festzulegen. Gegebenenfalls empfiehlt es sich für diese Kon­
trollaufgabe einen externen, fachlich befähigten Gutachter zu beauftragen . 

Satzung § 16.4 
Mit der Herstellung der Ausgleichsflächen ist möglichst zeitnah zum Satzungsbeschluss zu begin­
nen. Ein Zeitraum von 2 Jahren ist definitiv zu lange. 
In diesem Zusammenhang wird auch auf die bisherige Nicht-Umsetzung der Ausgleichsfläche auf 
FI.-Nr. 609 verwiesen. Diese ist parallel umzusetzen. 

Anlage 1 Eingriffsermittlung 
Planungsfaktor 
Die Erhöhung des Planungsfaktors von 12 auf 15 % ist nicht gerechtfertigt, da beim Tennisheim 
auch ein Pult- oder Satteldach realisiert werden könnte. 
In Augen der UNB ist selbst der Planungsfaktor von 12 % zu hoch gewählt, da das Gebiet durch eine 
hohe Versiegelung bzw. Inanspruchnahme von Flächen geprägt ist und das Gebiet nicht gut einge­
grünt ist. 

IZI Rechtsgrundlagen 

Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft (Fortschreibung) 

o Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Es wurde aus Zeitmangel nicht der gesamte Bebauungsplan gesichtet, sondern nur punktuell über­
schlägig geprüft. 

Zeichnung Entwurf: 
Die nachrichtlich dargestellten Bäume sind in die Kategorie zu erhalten einzustufen. 
Die Parkplatzflächen sind zu gliedern und zu durchgrünen. Je 6 Stellplätze ist ein großkroniger 
Baum zu pflanzen. 

Anlage 3: Ausgleichsfläche FI.-Nr. 347 Gemarkung Lengenfeld: 
Bei den straßen begleitenden Obstbäumen sollten nur Hochstämme und keine Halbstämme verwen­
det werden. 

2.6 Beteiligung bei Einzelgenehmigungsverfahren nach BayBO Art. 69 

o nein 

Marktoberdorf, 17.10.2023 

Ort, Datum 

Zurück an 

SG 40 
- Bauamt -

im Hau se 

11. Zum Vorgang 

Unterschrift, Dienstbezeichnung 
Fachkraft für Naturschutz 
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